
sichtlich von seinem strafbaren Handeln selbst Abstand 
nimmt.
Bei dieser Sachlage mußte das Kreisgericht prüfen, ob 
trotz der durchaus allgemein bestehenden Notwendig­
keit zur energischen Zurückdrängung von Angriffen 
auf die Gesundheit anderer Menschen der Angeklagte 
nicht durch eine Strafe ohne Freiheitsentzug erzogen 
werden konnte. In dem erwähnten Beschluß zu Fragen 
der Gewaltverbrechen orientiert das Oberste Gericht 
keineswegs einseitig auf eine empfindlichere Bestrafung 
schlechthin bei allen Körperverletzungen, sondern es 
weist die Gerichte darauf hin, daß ungerechtfertigt 
niedrige Strafen und ungerechtfertigte Strafen ohne 
Freiheitsentzug die sozialistische Gesellschaftsordnung 
und somit die Bürger nicht ausreichend schützen.. Es 
führt aber auch aus, daß die Entscheidungen im Straf­
maß nicht überspitzt werden dürfen und auf einer um­
fassenden und tiefgründigen Untersuchung aller Um­
stände beruhen müssen.
Als Gewaltverbrechen ist die Tat auch nicht schon des­
wegen anzusehen, weil der Angeklagte in brutaler 
Form noch auf den am Boden liegenden Geschädigten 
einschlug. Es ist nicht gerechtfertigt, allein aus einem 
einzigen Merkmal der Tatbegehung solche schwerwie­
genden Schlußfolgerungen für die Strafzumessung her­
zuleiten, daß dadurch etwa eine bedingte Verurteilung 
völlig ausgeschlossen wird, obwohl diese nach dem ge­
setzlichen Strafrahmen, den weiteren Umständen dör 
Tat und nach der Person des Täters gerechtfertigt wäre.
Der Senat hat in der vorliegenden Sache festgestellt, 
daß sich der Angeklagte — ungeachtet seiner verwerf­
lichen Handlungsweise am Tattage — bisher nicht in der 
beschriebenen Weise verhalten hat. Er leistet ordent­
liche Arbeit in seinem Betrieb und verhält sich auch 
in seinem Wohnbereich so. wie das von einem Bürger 
unseres Staates erwartet wird. Er hat zwar des öfteren 
und in stärkerem Maße dem Alkohol zugesprochen, je­
doch ist es sonst dabei nicht zu irgendwelchen Aus­
schreitungen oder anderem disziplinwidrigen, unmora­
lischen oder sonst verwerflichen Verhalten gekommen. 
Das drückt sich auch darin aus, daß sein Arbeitskollek­
tiv zu ihm Vertrauen hat und sich bereit erklärt, die 
Bürgschaft für ihn zu übernehmen. In Verbindung mit 
einer bedingten Verurteilung bietet die Bürgschaft des 
Kollektivs eine ausreichende Gewähr dafür, daß der 
Angeklagte zukünftig die Gesetze beachten wird.
Der Senat hat daher auf eine bedingte Gefängnisstrafe 
erkannt und die vom Kollektiv der Abteilung Spedition 
des VEB Kraftverkehr übernommene Bürgschaft be­
stätigt.

A n m e r k u n g :
Das vorliegende Urteil wirft zwei Fragen auf: nach 
dem Wesen der rowdyhaften Handlung und nach der 
Strafzumessung heim Vorliegen einer rowdyhaften 
Handlung. Damit gibt das Urteil Veranlassung, noch 
einmal an die 1961 in der „Neuen Justiz“ geführte Dis­
kussion über Begriff und Bekämpfung des Rowdytums 
ahzuknüpfen.1
Die Frage, ob in der vorliegenden Straftat r o w d y ­
h a f t e  Züge vorherrschen, ist deshalb schwierig zu 
beantworten, weil das Kreis- und das Bezirksgericht 
sich in wesentlichen Punkten widersprechen. Das Kreis­
gericht begründete seine Auffassungen wie folgt:
1. Der Angeklagte stand zur Zeit der Tat stark unter 
Alkoholeinwirkung.

l Luther, „Einige Bemerkungen zur Bekämpfung des Rowdy­
tums“, NJ 1961 S. 377: Quessel, „Gedanken zum Entwurf eines 
besonderen Tatbestandes über rowdyhaftes Verhalten“. NJ 1961 
S. 484: Hindgrer Ziemen. „Zur Neuregelung der Bekämpfung 
der Straftaten gegen die Tätigkeit der Organe des Staates“, 
NJ 1961 S. 527.

2. Er pöbelte vor der Tat bereits mehrere Straßen- 
passanlen an.
3. Er rief dem volltrunkenen Geschädigten einen völlig 
sinnlosen Satz zu. Er handelte so, weil er an diesem 
Abend Streit suchte.
4. Nachdem der Geschädigte auf den „aufreizenden“ 
Zuruf reagiert und bei dem nun beginnenden Streit den 
ersten Schlag geführt hatte (nach den Feststellungen 
des Urteils war er volltrunken!!), schlug der Angeklagte 
den Geschädigten brutal nieder und bearbeitete ihn 
noch mit Fäusten, als dieser bereits am Boden lag.
Das Bezirksgericht bestreitet erstens, daß der Ange­
klagte am Tattage Streit gesucht hat. und zweitens, daß 
der Zuruf ein Glied in der Kette von streitsuchenden 
Anpöbeleien gewesen ist. Weiterhin stellt das Bezirks­
gericht fest, daß die übrigen Anpöbeleien verhältnis­
mäßig geringfügig seien und daß der Angeklagte dem 
Geschädigten nach der Tat geholfen und damit gezeigt 
habe, daß er die Tat bereut und von ihr Abstand 
nimmt. Schließlich rügt das Bezirksgericht, daß das 
Kreisgericht die Persönlichkeit des Angeklagten nicht 
umfassend gewürdigt habe.
Das Bezirksgericht stellt also einen recht erheblich an­
deren Sachverhalt als das Kreisgericht fest, obwohl 
es im Urteil des Bezirksgerichts heißt, daß das Kreis­
gericht das objektive Tatgeschehen im Urteil richtig 
wiedergegeben habe. Aber gerade diese Änderungen 
in der Sachverhaltsfeststellung sind entscheidend für 
die Verneinung des Rowdytums.
Das Bezirksgericht hat zutreffend die Merkmale einer 
rowdyhaften Handlung herausgearbeitet und zu Recht 
auf Grund seiner Sachverhaltsfeststellungen das Vor­
liegen einer rowdyhaften Handlung verneint, ln seiner 
Begründung stützt es sich allerdings vor allem auf 
positive Seiten im Persönlichkeitsbild des Täters und 
auf dessen Verhalten vor der Tatbegehung und da­
nach. Das ist jedoch nicht richtig. Bei der Beurteilung, 
ob eine rowdyhafte Handlung vorliegt oder nicht, 
kommt es nicht darauf an, daß eine d u r c h g ä n g i g e  
Mißachtung der Normen des gesellschaftlichen Zusam­
menlebens durch den Täter vorhanden ist. Gerade bei 
einer Tat unter Alkoholeinwirkung braucht eine solche 
Kette nicht vorhanden zu sein. Es kommt einzig auf 
die in der Tat zum Ausdruck gebrachte — nicht durch 
persönliche Motive, z. B. persönlichen Streit, hervor­
gerufene — Mißachtung der Regeln des sozialistischen 
Zusammenlebens an.
Ein typisches Beispiel für eine rowdyhafte Handlung 
bringt Q u e s s e l  ( N J  1961 S. 486), weil es hier den 
Tätern nicht auf die Schädigung oder Beleidigung einer 
bestimmten Person ankam, sondern es ihnen allein 
darum ging, der Mißachtung der Normen des gesell­
schaftlichen Zusammenlebens Ausdruck zu geben.
Geht es um die Austragung eines persönlichen Streits, 
dann ist m. E. Rowdytum ausgeschlossen (es sei denn, 
die Handlung artet in eine allgemeine Störung der 
öffentlichen Ordnung aus) Im Beschluß des Obersten 
Gerichts zu Fragen der Gewaltverbrechen* wird ein 
solcher Grenzfall geschildert. Der Fall war vom Kreis­
gericht Aue entschieden worden, das die Charakterisie­
rung als Rowdytum abgelehnt hatte, weil es sich um 
eine persönliche Auseinandersetzung zwischen zwei 
Bürgern gehandelt hatte. Die B r u t a l i t ä t  der Straf­
tat allein — in dem vom Kreisgericht Aue entschiedenen 
Fall hatte der Täter einem Bürger mit einem Bierglas 
ins Gesicht geschlagen und ihn dadurch erheblich ver­
letzt — begründet nicht das Vorliegen einer rowdy­
haften Handlung.
Bei der S t r a f z u m e s s u n g  ist es fehlerhaft, das 
Vorliegen einer rowdyhaiten Handlung, z. B. bei einer

2 Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts von 30. Juli 1963 
zu Fragen der Gewaltverbrechen, NJ 1963 S. 538 (539).
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